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SED ändert Erziehungsmethoden
Die Partei und ihre ,,soziale Umschichtung" an den Schulen

Anfang September begann fü r 70 000 Studenten und fast 
ebensoviel Fachschüler in  der Sowjetzone das neue Studien­
jahr. Gleichzeitig' wurde an den Grundschulen m it dem Über­
gang zur Mittelschulbildung begonnen. Beide D inge sind g e ­
kennzeichnet durch eine grundverschiedene Tendenz: "Während 
SED und F D J  auf Grund des von Moskau befohlenen Ent- 
stalmisierungsprozesses an den Hochschulen und Universitäten 
einen vorläufigen Rückzug antreten müssen, werden die 
Grund- und Mittelschulen zu' Domänen der Po litarbeit. Man 
w ill die Entwicklung umkehren: Bereits ehe der junge Staats­
bürger auf die Universität kommt», soll er in der politisierten 
Schule und im Pionierverband so weit marxistisch erzogen sein, 
daß von ihm keine Gegnerschaft zum SED-Staat mehr zu erw ar­
ten ist.
Bisher w ar die Auslese an den 

Hochschulen gekennzeichnet 
durch den Anteil sogenannter 
„A rbeiter- und Bauernkinder“ . 
D ieser Anteil betrug vor zwei 
Jahren 53, vor einem Jahr 55 
und beträgt heute etwa 00 P ro ­
zent. Das hat namentlich unter 
der bürgerlichen Intelligenz 
vie l böses Blut gemacht und 
dem Regim e den Kern  einer 
jungen Nachwuchs-Intelligenz 
antzogen.

Die „Arbeiter- und Bauernstu­
denten“ wiederum kamen an den 
Hochschulen erstmals m it D in­
gen in Berührung, fü r die sie 
ideologisch nicht gewappnet 
waren. D ie reine Wissenschaft, 
soweit sie noch rein verm ittelt 
werden konnte, machte sie zu 
Ketzern und Zweiflern. Die 
Fü lle schwerer ideologischer 
Auseinandersetzungen während 
des vergangenen Studienjahres 
mag dies beweisen.

Der neue Erziehungsplan
Jetzt verfährt man nach fo l­

gendem Muster: F D J  und P io - 
nierverband bekommen an den 
Grund- und Mittelschulen stär­
kere Stützpunkte eingerichtet. 
Sie sind verantwortlich dafür, 
daß die Begabten zugleich auch 
die politisch Aktivsten sind. Nur 
über sie erfo lg t die Auslese für 
die. Oberschulen. Der begabte, 
aber politisch uninteressierte

Schüler w ird  in die Mittelschule 
geschleust. So geht seine In te l­
ligenz dem Staat nicht verloren, 
er w ird  ein guter Facharbeiter 
oder Techniker, aber der W eg  
zur forschenden Wissenschaft 
bleibt ihm versperrt.

An den Oberschulen setzt mit 
H ilfe  der FD J die zweite Aus­
lese ein. H ier  g ilt es, die Söhne 
bürgerlicher Fam ilien  und In ­
telligenzler, die bis hierher vor­
zudringen vermochten, fü r die 
kommunistische Sache zi* ge­
winnen. Studium, außerordent­
liche Berufschancen und die O f­
fizierslaufbahn in der Armee 
sind gleichartige Köder. Gelingt 
das Vorhaben der SED, kann 
man bereits 1957/58 von der „A r ­
beiter- und Bauern“ -Auslese ab- 
sehen.

Die Studienpläne
An den Universitäten dagegen 

werden die Studienpläne in einer 
auf den ersten B lick vorteilhaf­
ten Form  geändert. D ie gesell­
schaftswissenschaftlichen Fächer 
stehen bei den technischen und 
Naturwissenschaften nicht mehr 
w ie bisher im Vordergrund der 
Gesamtbeurteilung. Dafür sind 
nun die gesamten Vorlesungen 
mit Politschulung durchsetzt. 
Während bisher die*Möglichkeit 
bestand, wenigstens die wissen­
schaftlichen Fächer verhältnis­
m äßig ob jektiv zu lehren und 
die Politökonom ie als notwen­

diges übel mit, in  K au f zu neh­
men, ist nun beides hoffnungs­
los miteinander vermengt.

Unter diesen Umständen kön­
nen es sich FDJ- und SED le i­
sten, an den Hochschulen einen 
optischen Rückzug anzutreten. 
Die FDJ-Hoehschulgruppen sind 
nun nicht mehr iso lierte „zweite 
Hochschulleitungen“ , sondern 
gehen direkt in den Unterricht 
hinein. Sie bilden kleine poli­
tische Seminare, während derer 
sie die Studenten v ie l besser 
beobachten und kontrollieren 
können als von der W arte eines 
Organisationsbüros aus.

Die Folgen
Das gibt eine ungute Atm o­

sphäre, und jene Studenten, die 
in dieser Umkehrung an den 
Universitäten eine Erleichterung 
sahen, haben bereits nach einem 
Monat den P ferdefuß  erkannt. 
D ie neue SED-„Schulreform“ 
aber produziert sich in einer 
ganz anderen W eise, als von 
vielen erwartet. Es geht hier 
w en iger um technische Änderun­
gen, als vielm ehr um eine 
gründliche gesellschaftliche Um­
schichtung. Man w ill nicht mehr 
den „A rbeiter- und Bauernstu­
denten um jeden P re is “ , son­
dern die K lugen  und Begabten, 
aber diese erst nach einer so 
gründlichen politischen Um­
erziehung, daß der Endeffekt 
der gleiche ist.

Das stellt die E ltern vor vö l­
l ig  neue Problem e. Sie müssen 
nunmehr m it der W eiterbildung 
ihrer K inder auch deren E r­
ziehung zum Kommunisten mit 
in  Kau f nehmen. Und es w ird 
an ihnen liegen, ihren Kindern 
einerseits die von der SED aus 
Selbsterhaltungsgründen gebo­
tenen Bildungsmöglichkeiten zu" 
erschließen. sie andererseits 
aber vor der verderblichen E r­
ziehung zum Kommunisten zu 
bewahren. r
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Bereit zu 
echtem Gespräch

Unter dieser Über- 
selirift veröffentlichte der 
Geschäftsführende V or­
sitzende der Exil-CDU, 
D r. JoliaxLn B. G r a d l ,  
zu dem gegenwärtigen 
Stand des deutsch-sowje­
tischen Verhältnisses in 
der neuesten Ausgabe 
des M itteilungsblattes 
„Stim m e im E x il“  fo lgen ­
den Aufsatz:

D ie Unruhe, die durch den 
Suezkonflikt in  die internatio­
nale P o litik  gekommen ist, hat 
die Aufmerksamkeit schnell w ie­
der von der N ote der Bundes­
regierung vom 2. September an 
die Sowjetunion über die ge­
samtdeutsche F rage  abgelenkt. 
D ie  Frage, ob der Zeitpunkt für 
die N ote angesichts der inter­
nationalen Zuspitzung gut g e ­
w ählt war, is t überholt. Auf 
Grund des Inhaltes kann aber 
gesagt werden, daß fü r die Be­
urteilung der N ote und ihrer 
W irkungsm öglichkeit die F rage 
des Zeitpunktes  unerheblich ist. 
In  der N ote kommt k la r zum 
Ausdruck, daß sie als der An­
fang eines Gespräches gedacht 
ist, bei dem nach den Erfahrun­
gen m it der sowjetischen Po litik  
von vornherein nicht m it einer 
kurzen Dauer gerechnet wird.

Moskau als Gesprächs­
partner

D ie Bundesregierung erklärt 
gleich zu Anfang ausdrücklich, 
daß sie nicht auf die E inbe­
rufung einer neuen Konferenz 
„in diesem Augenblick“ hinzielt. 
Mran solle erst dann an eine 
Konferenz gehen, wenn vorher 
„auf normalem diplomatischem 
W eg “ eine genügende E rfo lgs­
aussicht geschaffen ist. Das ist 
ein gesund-realistischer Beginn 
einer neuen Phase deutscher 
W iedervereinigungspolitik , un­
terstrichen durch die ausdrück­
liche Feststellung der Bundes­
regierung, daß „die W iederver­
ein igungsfrage m it Nutzen in 
einem zweiseitigen  Gedanken­
austausch behandelt“  werden 
könne. Was da von der Bundes­
regierung ausgesprochen wird, 
k lingt w ie eine Selbstverständ­
lichkeit. Aber in dieser „Selbst­
verständlichkeit“ kommt doch 
etwas Neues und sehr Bemer­
kenswertes zum Ausdruck, näm­

lich der Wunsch und die klare 
Bereitschaft der Bundesregie­
rung, m it der Sowjetunion un­
m ittelbar zu einer intensiven, 
von Propaganda und publizisti­
schem Lä rm  fre ien  Erörterung 
zu gelangen. Man könnte dazu 
sagen, daß das doch nur eine 
w iederum „selbstverständliche“ 
und fä llig e  Konsequenz aus der 
Aufnahme der diplomatischen 
Beziehungen zwischen Bonn und 
Moskau ist. A ber in der Po litik  
sind eben Selbstverständlichkei­
ten nicht ohne weiteres selbst­
verständlich. D ie westliche W elt, 
die uns in  den Jahren seit 1945 
so v ie l geholfen hat und deren 
Freundschaft w ir  auch in Zu­
kunft brauchen, ist wegen der 
Erfahrungen, die sie früher mit 
deutsch - russischen Kontakten 
gemacht hat, empfindlich. Und 
so tat die Bundesregierung 
recht, wenn sie behutsam vor­
ging. D ie Opposition, die nicht 
von der Verantwortung der 
Staatsführung belastet ist, kann 
ungehemmt die Regierung drän­
gen und ihr M angel an Ent­
schlossenheit vorwerfen. D ie R e ­
gierung jedoch ist gebunden, in 
unserer schwierigen Situation 
sorgsam zu wägen und vorzu­
bereiten. Politisches Porzellan 
ist leicht zerschlagen, aber 
schwer zu kitten.

A ls die Note der Bundesregie­
rung veröffentlicht wurde, haben 
mannigfache Pressestimmen der 
westlichen W e lt  den von der 
Bundesregierung gegebenen A u f­
takt eines deutsch-sowjetischen 
Gespräches sorgsam registriert. 
Aber im  allgemeinen ist kein 
W ort des Vorw urfs oder der 
Verdächtigung geäußert worden. 
Vielleicht darf man das nicht 
überschätzen, vielleicht war die 
W e lt nur vom Suezkonflikt ab- 
gelenkt. Aber wenn man noch 
an manche Kommentare nach 
dem Moskau-Besuch des Bun­
deskanzlers vor einem Jahr 
denkt, dann kann man wohl 
schließen, daß die Bundesregie­
rung m it ihrer Sorgsamkeit und 
Behutsamkeit den richtigen W eg 
gegangen ist. W ir  brauchen die 
Zustimmung der Sowjets zur 
W iedervereinigung, das ist son­
nenklar, aber w ir  brauchen 
dazu auch das anhaltende V er­
trauen des Westens. Daß w ir 
uns m i t  diesem Vertrauen 
nunmehr dem Gespräch m it dem 
Osten zuwenden können, ist ein 
wesentlicher Erfolg , insbeson­
dere auch ein persönlicher E r­
fo lg  des Bundeskanzlers.

Nicht über Pankow
Natürlich kann nicht an eine 

Lösung auf dem W eg  über Pan­
kow  und nicht an eine Lösung 
im  Sinne Ulbrichtscher Errun­
genschaften gedacht werden. 
D ie  Bundesregierung hat recht 
daran getan, m it der beißen­
den K r it ik  an dem Panköwer 
Kolonialstaat jedem  Zw eife l und 
jed er Illusion in  Moskau vor­
zubeugen. D ie Sowjets müssen 
und werden einmal einsehen — 
und vielleicht kann man aus 
der Versachlichung  ihres Ver­
hältnisses zum W estberliner 
Senat seit diesem Sommer auf 
beginnende Einsicht schließen 
— , daß der W eg  zu einem be­
friedigenden deutsch - sow je­
tischen Verhältnis nicht über 
das SED-Regim e führt, über die 
Fragen, die die sowjetische P o ­
lit ik  im  H inblick auf die So­
w jetunion selbst angehen, ist 
bei gutem W illen  immer eine 
Verständigung möglich, mit der 
a lle —  die Sowjets, der Westen 
und w ir  — zufrieden sein kön­
nen. Auch die N A T O  ist dabei 
kein Hindernis.

Die Note der Bundesregierung 
enthält gerade in  dieser H in ­
sicht —  also was die Sicher­
heitswünsche der Sowjets an­
geht —  sehr k o n z i l i a n t e  
Bemerkungen. D ie  Bundesregie­
rung bekennt sich ausdrücklich 
zu dem Grundsatz, daß eine 
künftige gesamtdeutsche R eg ie ­
rung fre i sei in der Entschei­
dung über militärische Bindun­
gen. D ie Bundesregierung er­
k lärt sich auch ausdrücklich zu 
besonderen Sicherheitsvorkeh­
rungen zum Nutzen des sow je­
tischen Sicherheitswunsches be­
reit. Sie weist in diesem Zusam­
menhang auf den Gedanken des 
englischen Premierm inisters 
Eden hin, beiderseitig der heu­
tigen  Zonengrenze eine A rt ent­
m ilitarisierte Zone zu schaffen. 
Dabei beschränkt sich die Bun­
desregierung nicht auf den 
Eden-Plan, sondern zeigt sich 
betont gew illt  zu einer ausführ­
lichen Diskussion auf der 
Grundlage des Gedankens, „daß 
m it der W iederverein igung nicht 
beabsichtigt sei, die militärische 
La ge  einer Mächtegruppe zu 
verbessern“ . Und schließlich be­
kennt sich die Bundesregierung 
erneut und eindringlich zu 
einem gesamteuropäischen S i­
cherheitssystem, fü r  das sie 
eine einzige Einschränkung



Moskau-Reise jetzt- endgültig
Bundestagsdeiegation fährt im Dezember

m acht: nur auf der Basis
e i n e s  deutschen Staates, des 
w iedervereinigten Gesamt­
deutschland.

Die Wartezeit-
Angesichts dieser Haltung der 

Bundesregierung muß es selbst 
Bösw illigen schwerfallen, ihr 
Unelastizität, Sturheit und E in­
seitigkeit vorzuwerfen. D ie 
DDR-Presse jedenfalls hat m it 
sichtlicher Verlegenheit auf die 
Note reagiert. Das ist kein 
schlechtes Zeichen. Und ein 
ausgesprochen gutes Zeichen ist 
es, daß in der Bundesrepublik 
auch die Oppositionsparteien 
den Inhalt der N ote im  großen 
ganzen positiv aufgenommen ha­
ben. Ob die N ote der Bundes­
regierung zu dem Beginn eines 
fruchtbaren deutsch - sow je­
tischen Gesprächs w ird, die 
Entscheidung darüber lieg t 
allerdings bei den Sowjets, D ie ' 
erste unfreundliche Bemerkung 
Gromykos bei der Entgegen­
nahme der Note muß nichts für 
morgen oder übermorgen be­
sagen.

Jedenfalls müssen w ir  Deut­
sche zunächst auf die Antw ort 
warten. W arteze it heißt jedoch 
nicht, daß w ir  inzwischen nichts 
tun könnten. Es braucht hier 
nicht aufgezählt zu werden, was 
alles an Bekundungen gesamt­
deutscher Entschlossenheit m ög­
lich und notwendig ist. Auch 
braucht h ier nicht hervorgeho­
ben zu werden, daß jedes so­
zia le Reform w erk, jeder volks­
wirtschaftliche Fortschritt und 
jede militärische Festigung ein 
wesentlicher B eitrag auch zu 
gesamtdeutscher P o litik  sind. 
A u f Grund ein iger Vorkomm­
nisse der letzten Zeit soll v ie l­
mehr etwas anderes festgestellt 
werden. Daß nämlich manche 
Stimmen und manche Handlun­
gen im  deutschen Westen sorg­
fä ltiger auf ihre gesamtdeutsche 
Bedeutung bedacht werden soll­
ten. W ürde es sich nicht um ein 
gerichtliches U rteil handeln, zu­
mal um das U rteil eines höch­
sten bundesdeutschen Gerichtes, 
so wäre man versucht, als ein 
Beispiel auch das Verbot der 
K P D  zu nennen. Es w ar in der 
Auseinandersetzung mit dem 
Pankower Regim e immer ein 
gutes Argument, daß in der 
Bundesrepublik sogar die noto­
risch demokratiefeindlichen 
Kommunisten sich fre i organi­
sieren und äußern konnten, 

(Fortsetzung auf Seite 7)

Bonn (E igenm eldung). A lle  
Fraktionen des Bundestages ha­
ben sich damit einverstanden 
erklärt, daß die Einladung des 
Obersten Sowjets, eine Parla­
mentsdelegation in die Sow jet­
union zu entsenden, angenom­
men wird.. Bundestagspräsident 
Dr. Gerstenmaier wurde beauf­
tragt, dem Obersten Sow je t  die 
Annahme der Einladung mitzu- 
teilen. Voraussichtlich w ird  die 
Reise nicht vor Dezem ber statt- 
ilnden.

A ls einzige Fraktion des Bun­
destags gab die CDU/CSU zu 
ihrem Beschluß eine Erklärung 
ab, in der es heißt, der zustim­
mende Beschluß sei in dem W il­
len gefaßt worden, „jed e  Gele­
genheit zu nutzen, die die M ög­
lichkeit bietet, dem russischen 
V olk  die Auffassung des deut­
schen Volkes zu der nationalen 
Schicksalsfrage der deutschen 
W iederverein igung darzulegen“ .

Bonn (E igenm eldung). Der 
Bundestag hat m it 236 gegen 
S6 Stimmen den deutsch-jugo­
slawischen Wiedergutmaehungs- 
vertrag geb illig t, der Zahlungen 
an Jugoslawien in Höhe von 
300 M ill. BM  vorsieht. In  den 
96 Gegenstimmen kam der W i­
derspruch der heimatvertriebe­
nen Abgeordneten a ller F rak­
tionen zum Ausdruck, nach de­
ren Ansicht die Bundesregie­
rung hei dem Abschluß des V er­
trages die Rechte der Heimat- 
vertriebenen nicht genügend be­
rücksichtigt hat.

A u f die Frage, ob nicht die 
Anerkennung der Pankower 
Regierung der Sowjetzone durch 
Jugoslawien zu befürchten sei, 
erklärte Staatssekretär Pro fes­
sor I-Iallstein, die Nichtanerken­
nung Pankows sei sozusagen die 
„Geschäftsgrundlage“ des V er­
trages.

Zu den Forderungen deutscher 
Vertriebener gegenüber Jugo­
slawien sagte Hallstein, das 
Abkommen schließe die Geltend­
machung solcher Ansprüche 
nicht aus. Bei den Verhandlun­
gen habe nicht die Möglichkeit 
bestanden, auf diese Forderun­
gen hinzuweisen, da auch die

Der Beschluß erfo lge  „ in  der 
Erwartung, daß die Antw ort 
der Regierung der UdSSR auf 
die N ote und das Memorandum 
der deutschen Bundesregierung 
vom 2. September die Einleitung 
jenes Gedankenaustausches er­
möglichen ward, der eine E in i­
gung der vier Mächte über eine 
W iederverein igung zu fördern 
verm ag“ . In  politischen Kreisen 
w ird  besonders dem zweiten 
T e il dieser Entschließung große 
Bedeutung beigemessen. Die 
C DU /C SU-Fraktion hat damit 
zum Ausdruck gebracht, daß sie 
zwischen der Moskau-Reise der 
deutschen Parlam entarier und 
der sowjetischen Antw ort auf 
die W iedervereinigungsnote der 
Bundesregierung einen Zusam­
menhang sieht.

In  Kreisen der CDTT/CSU- 
Fraktion  hat es bis zuletzt W i­
derstand gegen die Annahme 
der E inladung gegeben.

Bundesregierung nicht über ju ­
goslawische Reparationsforde­
rungen verhandle.

Lieber Leser!
W ir  w ollen  gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in  der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an folgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E. B e g n i
Berlin-Tem pelhof 1 

Manfred-v.-Riclithofcn-Str. 2, I I

Falls Sie den kleinen TAG  
mit der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ihre Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen für Ihre 
H ilfe .

Vertrag m it Belgrad gebilligt
Beschluß des Bundestages — Jugoslawien erhält 300 Mill. DM



London jetzt für Zusammenarbeit
Besinnung auf Europa — Stärkere Annäherung an Bonn
■ Paris (E igenbericht). D ie  Begegnung des britischen Prem ier­
m inisters Eden und seines Außenministers L loyd  m it dem 
französischen Ministerpräsidenten M ollet und dessen Außen­
minister Pineau bedeutet eine wahre Revolution in der Haltung 
Großbritanniens zur Europafrage, w ie ein französischer K on ­
ferenzteilnehmer m itteilte. D ie bösen Erfahrungen, die F rank­
reich und Großbritannien in der letzten Zeit in Übersee machen 
mußten, hätten nicht nur die beiden Völker zusammengeführt, 
sondern sie hätten bei beiden Regierungen den Wunsch re if 
werden lassen, an den Aufbau Europas mit größerer Energie 
heranzugehen als bisher.
D ie W ichtigkeit des zeitlichen 

Zusammengreifens dieser Ent­
wicklung m it den Bemühungen 
Adenauers um einen neuen 
Europa-Start bedarf keiner be­
sonderen Unterstreichung. D ie 
Gespräche zwischen den bri­
tischen und den französischen 
Po litikern  drehten sieh zwar 
überwiegend um die Suez-Krise, 
doch bildeten die Besprechungen 
über Fragen  der europäischen 
Zusammenarbeit zweifellos den 
w ichtigeren T e il der Gespräche.

Eden und L lo yd  zeigten eine 
größere Bereitschaft als irgend­
eine britische Regierung zuvor, 
an den Bemühungen um die 
europäische Zusammenarbeit auf 
politischem, wirtschaftlichem 
und militärischem Gebiet aktiv 
mitzuwirken. Dies g ilt  ebenso 
für die Tä tigkeit bei den schon 
bestehendem europäischen In sti­
tutionen,. w ie  fü r die M itarbeit 
bei den noch zu gründenden Or­
ganisationen, w ie Euratom und 
europäischer Markt.

D er erste Eindruck ist, daß 
die gemeinsame Enttäuschung 
über die U SA und die Besorg­
nis über die Entwicklung in

Appell an die „berühmten Rivalen"
Düsseldorf (D PA ). Der ehe­

m alige britische M inister für 
Deutschlandfragen, Lord  Paken- 
ham, hat vor der Industrie- und 
Handelskammer Düsseldorf die 
beiden „berühmten R ivalen“ , 
England und Deutschland, auf­
gefordert, sich endlich zu ge­
meinsamem Dienst an der
Menschheit zusammenzufinden, 
W as das deutsch-britische V er­
hältnis anbetreffe, so müsse die 
zweite H ä lfte  des 20. Jahrhun­
derts eine „Zeit der Buße und 
aktiven R>ue für die erste 
H ä lfte " werden. Die W elt brau­
che Deutschland heute mehr a.ls 
jem als zuvor.

Übersee eine Atmosphäre für 
eine britisch-französische Zu­
sammenarbeit m it der Bundes­
republik geschaffen hat, w ie sie 
zu keinem früheren Zeitpunkt 
bestand.

Berlin gedachte Reuters
Berlin  (Eigenmeldung/DPA). 

M it Tausenden von brennenden 
Kerzen  in den Fenstern ge­
dachte die W estberliner Bevöl­
kerung am Sonnabend des drei­
jährigen Todestages ihres frü ­
heren Regierenden Bürgerm ei­
sters Ernst Reuter. V iele Men­
schen aus beiden Teilen  der 
Stadt legten auch am Grabe 
des Verstorbenen auf dem Zeh­
lendorfer W ald friedhof Blumen 
nieder.

In  einer Feierstunde im Audi­
torium maximum der Freien 
U niversität erinnerte der P rä ­
sident des Abgeordnetenhauses, 
W illy  Brandt, an den Kam pf 
Reuters gegen die Unfreiheit.

Westberlin stellt neue Quadriga
Senatsvorschlag an Ebert — Technische Gespräche angeboten

Berlin  (Eigenm eldung). Der 
Senat bat sieh entschlossen, 
eine neue Quadriga anfertigen 
zu lassen und sie an die Ost­
berliner Behörden zu übergeben, 
sobald das Brandenburger Tor 
w iederhergestellt ist. Dies hat 
der Amtierende Regierende Bür­
germ eister Amrehn dem Ostber­
liner Oberbürgermeister E bert 
in einem Antwortschreiben auf 
den B rie f Eberts vom 21. Sep­
tem ber m itgeteilt.

Ferner w eist Amrehn darauf 
hin, daß sich der Senatsrat 
K ra ft  zur Erörterung techni­
scher Fragen' unter Beteiligung 
der jew eiligen  Sachverständigen 
bereit hält. K ra ft  habe nach 
w ie vor auch den Auftrag, „noch 

¿ändere politische Fragen  zu e r­
örtern“ , die vor allem das täg­
liche Leben der Berliner Be­
völkerung erleichtern könnten. 
Unter den zahlreichen M öglich­
keiten dieser A rt hebe sich in 
erster L in ie  die W iederherstel­
lung der Telefonverbindungen 
hervor.

Zur Quadriga erwähnt Am ­
rehn, daß der Gedanke ihrer 
W iederherstellung auf Anregun­
gen zurückgehe, die der Lan- 
deskonservatör Professor Sche­
per Anfang 1950 gegeben habe. 
Bei einer seinerzeit gemeinsam 
mit Vertretern Ostberliner Be­
hörden vorgenommenen Besich­
tigung des Brandenburger 
Tores habe er erkennen lassen, 
daß die Ausführung der A rbei­
ten und die Kosten der W ieder­
herstellung der Quadriga vom 
Senat übernommen würden.

W örtlich  schreibt Amrehn: 
„L e id er ist w enige Monate da­
nach von Beauftragten der Ost­
berliner Verwaltung das zum 
T e il noch erhalten gebliebene 
W erk trotz des H inweises von 
Professor Scheper die Gruppe 
sorg fä ltig  zur Vermeidung w ei­
terer Beschädigungen herunter- 
zunehmen, vom  T o r gestürzt 
und ebenso zerstört worden, w ie 
sie dann das Berliner Schloß 
dem Erdboden gleichgemacht 
haben.“

Deutschlandhalle . wird auigebaut
Berlin  (Eigenmeldung). D ie 

Deutschlandhalle an der Avus, 
die im  K riege  zerstört wurde, 
w ird, w ie von unterrichteter 
Seite m itgeteilt wurde, w ieder­
aufgebaut. Es ist eine Aktien­
gesellschaft unter dem Namen 
„Deutschlandhalle“ gegründet 
worden, deren Stammkapital 
1,5 M ill. DM beträgt. Das Land 
Berlin  w ird  das Erbbaurecht 
und die Ruine sowie finanzielle 
Zuschüsse zur Verfügung stel­
len. Auch das Toto ist an dem 
W iederaufbau beteiligt.

D ie W iederherstellung der 
H alle w ird  voraussichtlich über 
10 M ill. DM kosten. Dennoch 
soll die finanzielle Seite des 
W iederaufbaus bereits ge­
sichert sein.

D ie In itiative für den W ieder­
aufbau ist, w ie verlautet, von 
Stellen ausgegangen, die früher 
die Deutsclilandhalle geleitet 
haben.



So sind sie tcirhlid it

„Hitlerjimge aus Tarnung44
Es setzt immer w ieder in E r­

staunen, w ie w en ig selbst 
die M itg lieder kommunistischer 

Organisationen von ihren Füh­
rern wissen. Rudi K irchner zum 
Beispiel, der zweite Vorsitzende 
des FDGB, g ilt  in Parteikreisen 
als „a lter Gewerkschafter m it 
Thälm ann-Tradition“ , obwohl 
allein sein A lter den Irrtum  
aufklären dürfte. In  der Bun­
desrepublik aber, wo die nun­
mehr illegalen KP-Funktionäre 
ihren „R u di“ als „Vorkäm pfer 
einer gesamtdeutschen G ew erk­
schaftsbewegung“ verkaufen 
möchten, g ilt  Kirchner als einer 
der erfahrensten und einfluß­
reichsten SED-Führer.

Tatsächlich lieg t in seinen 
Händen die W estarbeit des 
FDGB. Kirchner soll versuchen, 
die verlorengegangene P la tt­
form  der K P D  durch gesamt­
deutsche Gewerkschaftskontakte 
zu ersetzen. So hat die Parte’i 
wenig- Interesse, seine B iogra­
phie zu publizieren,

Rudi Kirchner wurde am 
20. Juni 1919 im  schlesischen 
Hirschberg als Sohn eines so­
zialdemokratischen Eisenbah­
ners geboren. A ls Achtjährigen 
schickte ihn sein Vater in die 
sozialdemokratische K inderorga­
nisation „K inderfreunde“ , von 
der er kurz vor H itlers Macht­
übernahme zu den „Falken“ 
übersiedelte.
- K irchner erlernte in einem 
Breslauer N SD A P-V erlag  das 
Schriftsetzerhandwerk und 
wurde zwangsläufig M itg lied 
der HJ. Obwohl ihn keine der 
wenigen kommunistischen oder 
sozialdemokratischen Wider*- 
sfandsgruppen jemals zu Ge­
sicht bekam, verbreitete man 
nach dem K riege  die Legende, 
K irchner sei „der H itlerjugend 
beigetreten, um , seine anti­
faschistische W iderstandstätig­
keit zu tarnen“ .

Vermutlich wäre K irchner nie 
zu den - „roten" Jugendsünden 
zurückgekehrt, hätte ihn nicht 

- der K r ie g  in- sowjetische Ge­
fangenschaft verschlagen. Seit 
1938 im  .Arbeitsdienst, kämpfte 
K irchner während des ganzen 
K r ie ge s . auf der Seite H itlers, 
um k u rz 'v o r  dem Zusammen­
bruch als Oberfeldwebel den 
Russen in die Hände zu fallen.

RUDI K I R C H N E R
Kirchner kam in  eines jener 

zentralrussischen Lager, in  de­
nen die „A n tifa “-Umschulung 
Blüten trieb. D ie Tatsache, daß 
er einmal M itg lied  der Roten 
Falken war, machte sich hier 
für ihn bezahlt, über verschie­
dene La ge r und die Moskauer 
Zentralschule rückte er in den 
K re is  derer, die als „zweite 
W e lle “ fü r die Sozialisierung 
Mitteldeutschlands ausersehen 
waren. Im  Sommer 1949 entließ 
man ihn nach Ostberlin.

- D ie w eitere Karriere ist un­
wahrscheinlich. K irchner trat

-sofort der SED bei, erhielt eine
Funktion in  der O rg-Abteilung 
und wurde unmittelbar darauf 
Chef der Abt. „A rbeit und 
Sozialwesen“ im Bundesvorstand 
des FDGB. E in Jahr später ( ! )  
wurde- er auf dem 3. FDGB- 
Kongreß  zum 2. FD GB-Vor- 
sitzenden ernannt! W as jedoch 
noch unwahrscheinlicher k lingt: 
Im  gleichen Jahre, nämlich 
1950, wurde K irchner Kandidat 
des Zentralkomitees der SED. 
Eine Funktion, der vie le A lt ­
kommunisten niemals teilhaftig  
wurden . . .

Ton  Sowjets geschoben
Im  August 1952 wurde K irch ­

ner Sekretär und M itg lied  des 
FDGB-Bundesvorstandes. Genau 
v ier Wochen vor Ausbruch des

. Juni-Aufstandes wurde er le i­
tendes M itg lied  des Zentralvor-

- Standes der „Gesellschaft für 
deutsch - sowjetische Freund­
schaft“ und w ieder genau ein 
Jahr später M itg lied  des N atio­
nalrates der Nationalen Front. 
In  der „Volkskammer“ vertritt 
er den „Sorbenbezirk“ Kottbus 
und fungiert als Vorsitzender 
des „Ausschuß fü r Arbeit und 
Gesundheitswesen“ .

D ie Kaderabteilung des SED- 
Zentralkomitees hatte bei die­
sem rasanten Aufstieg nicht 
allzuviel zu sagen. Kirchner 
wurde vom Tage seines E in­
tritts in die Moskauer Zentral­
schule an von den Sowjets ge­
schoben. N icht einmal sein un­
m ittelbarer Vorgesetzter, der

. FDGB-Chef Warnke, weiß um 
die besonderen Aufgaben dieses 
Mannes. Kirchners Sekretariat

steht in ständiger Verbindung 
m it dem Moskauer „W e ltge­
werkschaftsbund“ , dessen v ie l­
fä ltige  Aufgaben heute nicht 
mehr so unbekannt sind w ie 
noch vor einigen Jahren.

Kirchners A rbeit steht unter 
der von ihm selbst geprägten 
D ev ise: „A lle  Gewerkschafter
sind B rüder!“ Er möchte ein 
ständiges Gremium beider deut­
scher Gewerkschafts - Organisa­
tionen : Des kommunistischen
FDGB und des zur Stunde in 
Hamburg tagenden DGB. W er 
seinen Lebensweg und seinen 
Au fstieg verfo lgt, dem dürfte 
es nicht schwerfallen, die M o­
tive, Absichten und H in ter­
gründe dieses Bestrebens zu er­
kennen. K irchner geht es nicht 
um Gewerkschaftsfragen. E r ist 
ein in Moskau erzogener .Kom­
munist, dem die Interessen der 
Arbeiter nie soviel w ert sein 
können w ie die Erfordernisse 
der W fltrevolu tion . Indem  die 
SED sowenig w ie möglich 
über diesen Mann verlauten 
läßt —  obwohl er zw eiter Chef 
einer Fünf-M illionen-Organisa- 
tion ist —  unterstützt sie seine 
Rolle in  der Sowjetzone w ie im 
W esten . . .

Zwischenfälle fanden nicht statt
Berlin (D PA ). Staatssekretär 

The di eck vom Bundesministe­
rium fü r gesamtdeutsche F ra ­
gen hat die von der Sow jet- 
zonen-Regierung wegen Grenz­
zwischenfällen erhobenen Vor- 

1 würfe gegen die Bundesregie­
rung zurückgewiesen. E r sägte, 
die vom Außenministerium der 
D D R  erwähnten fü n f angeb­
lichen Fälle voh Grenzverlet­
zungen seien von den zustän­
digen Behörden in der Bundes­
republik überprüft worden. 
Man habe festgestellt, daß 
sich, v ie r  davon gar nicht er­
eignet haben. In  dem fünften 
Zwischenfall, der „sehr be­
dauerlichen Ermordung eines 
Angehörigen der Grenzpolizei 
bei Buttlar im Kreis Bad Säl- 
zungen“ , sei die Fahndung 
nach dem Täter auf ganz W est­
europa ausgedehnt worden. Es 
würden alle Anstrengungen 
unternommen, seiner habhaft 
zu werden.



„Was war, wird vergessen . .
Das neue SED-Mitglled und die Holle der Vergangenheit

W er in diesen Wochen m it 8EB-'Funktionären  sprechen 
konnte, weiß, auf welche Schwierigkeiten die. M itgliedswerbung 
dieser Parte i gestoßen ist. Der E in tritt in die SED, vor Jahren 
fü r manchen vielleicht noch diskutabel, ist heute allein aus 
moralischen Erwägungen unmöglich geworden. D ie Parte i aber 
hat sich m it den Argumenten derer auseinanderzusetzen, die 
ihr eine Abfuhr erteilen. Dabei ist sie in den letzten Tagen 
ein wenig entgleist, Sie erklärte nämlich in ihrem Zentral­
organ, die Vergangenheit eines M itgliedes spiele heute keine 
B o lle  mehr. W er in die Pa rte i eintrete, sei quasi fü r alles, was 
auch in der Vergangenheit vorgefa llen  sein möge, amnestiert. 
D iese Erklärung aber beweist, w ie die SED ihre künftigen 
M itg lieder zu täuschen sucht.

SSO, iierfiöreiil
Der kleine TA G  w ird ver­

sandt und verteilt ohne
Rücksicht aut die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 

? daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
w ird er auch dort gern 
gelesen.

In  der W eim arer K P D  gab es 
einen ähnlichen Slogan: „W enn 
du in die Parte i trittst, ist die 
Vergangenheit vergessen! Die 
Parte i nimmt dich auf und 
macht aus dir einen neuen 
Menschen, dessen Vergangen­
heit ohne Interesse ist . .

D ie Sache m it Spartakus
A lte  Kommunisten haben dies 

bereits in  den dreiß iger Jahren 
erlebt. V iele von ihnen kamen 
aus Liebknechts „Spartakus“ , 
ohne damals zu wissen, daß es 
h ier ein ige Gruppierungen gab, 
die von der Moskauer Zentrale 
m it Argwohn verfo lg t wurden. 
Jahre später gingen sie in die 
K P D , kämpften fü r diese P a r­
tei, erhielten Funktionen, wur­
den geehrt, bis sie H itle r  aus 
dem Lande trieb. In  der So­
wjetunion Zuflucht suchend, ge­
rieten sie plötzlich in die 
Mühlsteine einer ihnen selbst 
nie bewußt gewordenen V er­
gangenheit. A ls „anarchistische 
und terroristische Agenten“  g e ­
brandmarkt, die sich in die 
K P D  eingeschlichen hätten, 
kamen vie le von ihnen in  den 
Eismeerlagern um oder wurden 
in  den G PU -Kellern  umge­
bracht.

In  der deutschen Partei hat 
man diese Geschichten lange 
Zeit als „Propaganda des K las­
senfeindes“ gewertet. Man war 
es gewohnt, daß jeder politische 
Feh ltr itt — und sei er noch so 
unabsichtlich getan — während 
der Zeit der M itgliedschaft 
furchtbare Folgen haben 
konnte, aber die „vorrevolutio­
näre“ Vergangenheit? D ie sollte 
doch vergessen sein!

D ie W iederholung von 1945

Nach dem letzten K r ie g  ge­
schah folgendes: Zehntausende 
überzeugter Antifaschisten

strömten in den Jahren 1945 
bis 1947 in die Partei. Bis 1950 
vermochten sich vie le  von ihnen 
hohe Positionen zu erwerben. 
H ie r  soll nicht von denen ge ­
sprochen werden, die über­
haupt erst durch die SED etwas 
geworden sind, sondern vie l­
mehr von denen, die ihr W is ­
sen, Können und ihre ganze 
Existenz in den Dienst der 
kommunistischen Sache stell­
ten. 1950 kam —  um nur ein 
Beispiel zu nennen —  das 
Funktionsverbot für alle, die 
sich während des K rieges im 
westlichen Ausland oder in 
westlicher Kriegsgefangenschaft 
befunden hatten. So entstand 
folgende tragisch-kuriose Situa­
tion : E in  echter Nazi, der in 
sowjetischer Kriegsgefangen­
schaft an der Antifa-Schulung 
teilgenommen hatte, nahm den 
Posten dessen ein, der als über­
zeugter Antifaschist während 
des K rieges an einer westlichen 
Front die W affen niedergelegt 
hatte, um nicht fü r H itler 
kämpfen zu müssen. H itler- 
Generale, die dem Moskauer 
„Bund Deutscher O ffiziere“ be i­
getreten waren, wurden hofiert. 
Antifaschisten, jahrelang in 
einem K Z  inhaftiert, dann ins 
Bewährungsbataillon gesteckt 
und. in britische Gefangenschaft 
geraten, verloren —  nur- weil 
sie 1945 mit vo ller Überzeugung 
in die K P D  eingetreten waren 

—  über Nacht ihre aus eigener 
K ra ft  erworbene Existenz.

Das Schicksal derer, mit 
denen so verfahren wurde, ist 
bekannt. Die wenigsten ver­
mochten es, die Konsequenz zu 
ziehen und sich nun vö llig  vom 
Osten loszusagen. Leute, die 
jahrelang fü r den Kommunis­
mus gearbeitet hatten, scheuten 
sich nun, im W esten noch ein­
mal anzufangen. W er w ill, ver­
mag diese Menschen, die nach
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1945 das Rückgrat der Partei 
bildeten, heute als kleine A r ­
beiter und Angestellte —  ihrer 
Existenz beraubt —  überall in 
der Zone zu entdecken. Und 
obwohl die irrsinnige A n ti­
faschistenverfolgung von 1950 
längst w iderru fen wurde, denkt 
niemand daran, diese Leute zu 
rehabilitieren. Die Parte i hat 
sie gebraucht und w eggeworfen . 
So, w ie  sie es in einigen Jah­
ren auch m it denen tun wird, 
die heute zu ih r stoßen.

Die Freiheit aufgeben?
W er einen guten Freund in 

dieser Parte i hat, soll ihn fra ­
gen: Bereits 1950 war der SED 
ein skrupellos ergebener Nazi 
lieber als zehn rückgrat-be­
sitzende Kommunisten. N ie ­
mand mache sich also die Illu ­
sion: „W enn ich heute in die 
Parte i gehe und alles mache, 
was die wollen, kann m ir gar 
nichts passieren!“ D ie Partei 
w ird  auch diese Kollaborateure 
nur so lange brauchen, w ie es 
ihr dienlich erscheint. Dann 
aber w ird  sie die jetzt ange- 
worbenen M itg lied er wegwerfen 
w ie Zehntausende zuvor. I r ­
gendein Punkt aus der Vergan­
genheit w ird  dann herhalten 
müssen, und m ag er noch so 
unsinnig sein. W er seine F re i­
heit, seine Existenz^ und seine 
Menschenwürde aufgeben w ill : 
Die' Parte i ru ft! Sie sucht noch 
50 000 M itglieder . . .



„Bis jeäzi Siummfilm!" Hans guck in dis Lull

Bereit zu echtem Gespräch
(Fortsetzung von Seite 3)

während in der sogenannten 
„demokratischen“ Republik jede 
oppositionelle Regung verboten 
und gewaltsam unterdrückt 
wird. Und die freie Tätigkeit 
der K P  in der Bundesrepublik 
machte vor aller W elt in beson­
derer Weise deutlich, daß das 
freiheitliche Deutschland im 
Unterschied zu Pankow nicht 
die geringste Sorge vor freien 
Wahlen hat und zu haben 
braucht.

Zum Selbstmord überreden?
Eine Verhaltensweise, die ge­

samtdeutscher Politik sehr scha­
den kann, ist die, die auf der 
Jahrestagung der bundesdeut­
schen Gewerkschaft Druck und 
Papier gezeigt worden ist. Was 
dort geschah, soll weder über­
schätzt noch übertrieben wer­
den. Mit dem mit sehr knapper 
Mehrheit gefaßten Beschluß, 
Kontakt mit der entsprechenden

sowjetzonalen Gewerkschaft zu 
nehmen, war — der Wortlaut 
zeigt das — nicht daran ge­
dacht, das DDR-Regime als po­
litischen Gesprächspartner an­
zuerkennen. Aber’ die politische 
Wirkung eines Beschlusses 
hängt nicht nur von dem ab, 
was man selber damit will, son­
dern auch von dem, was der 
G e g n e r  darin sehen und da­
mit machen kann. In Pankow 
und, was viel gefährlicher ist, 
in Moskau können solche Be­
schlüsse wie die der IG  Druck 
den Eindruck erwecken, daß 
wir Deutsche doch noch mürbe 
werden und Pankow schließlich 
als Gesprächspartner akzeptie­
ren, wenn man unsere Sehn­
sucht nach Wiedervereinigung 
nur lange genug ungestillt läßt 
und unermüdlich auf uns ein­
hämmert. Durch solchen Ein­
druck wird letzten Endes der 
Zeitpunkt nur hinausgeschoben, 
an dem auch Moskau einsehen

wird, daß der W eg zur deutsch« 
sowjetischen Entspannung nicht 
über Pankow führt.

Was so beispielsweise zu dem 
Beschluß der IG  Druck und zu 
den Kontakten der Düsseldor­
fer Gruppe der FD P mit der 
DDP der Sowjetzone gesagt 
werden muß, das gilt entspre­
chend auch für alle jene, die 
sich von Äußerungen beeinflus­
sen lassen, w ie sie Herr 
Nuschke oder Herr Dieckmann 
gelegentlich bei westdeutschen 
Besuchen von sich geben. Es ist 
eine Utopie, anzunehmen, man 
könnte die Gruppe Ulbricht 
zum politischen Selbstmord 
überreden, und das wäre doch 
schließlich unser Gesprächsziel. 
Dieser Selbstmord findet erst 
statt, wenn Moskau ihn aus 
übergeordneten Gründen . für 
zweckmäßig hält — und deshalb 
nützt nur das Gespräch mit 
Moskau. Die Bundesregierung 
hat es begonnen, in sachlicher 
und konzilianter Weise. Der 
Weitei-gang hängt nun von Mos® 
kau ab«,



BILDEH DER WOCHE. Oben: Die angeklagten Demonstranten von Posen. Flankiert von 

Angehörigen der Streitkräfte folgen sie der Verhandlung. Niemand bekannte sieh schul­

dig. — Unten: Der neue französische Botschafter in der Bundesrepublik Maurice Couve de 

Murville überreichte dem Bundespräsidenten sein Beglaubigungsschreiben. Von iinks nach 

rechts: Staatssekretär Hailstein, der Botschafter, Staatssekretär Kleiber und Heuss.


